
Gemeindegesetzes im Sinne einer direkten und grdsse-
ren Mitbestimmung des BUrgers gefordert. Im folgen-
den Beitrag hat die NATURA, einer Einladung von In-
nenminister J.Spautz folgend, ihre Vorstellungen von
einer solchen Reform prNzisiert. "forum" hofft mit
diesem Dossier gezeigt zu haben, dass es bei den
Gemeindewahlen im Oktober um mehr geht als um die

Verlegung des Bauperimeters oder die Erhdhung der
Stadtgas- und Autobustarife. Die Gemeinde soil ihre
Rolle als Ort, wo jeder BUrger seine konkreten Lebens-
bedingungen mitzugestalten beitragt, wieder voll
spielen. Der Staat wird nur von lebendigen Gemeinden
profitieren ktinnen. Die Qualitat des politischen Le-
bens wUrde auf jeden Fall verbessert werden.	 m.p.

NATURA
und die Gemeindewahlen 1981

Die Gemeinde, als Urzelle der Demokratie,
hat die primare Aufgabe, den Bfirgern eine
gesunde, lebenswfirdige Umwelt zu garantie-
ren, in der der ehrliche Begriff "Lebens-
qualitat" kein politisches Schlagwort bleibt

Allzuviel wurden gerade auf kommunaler Ebene
der Mensch und die Natur den Prioritaten
des "Fortschritts" geopfert mit all den Be-
lastungen der Natur und Umwelt denen mUndi-
ge Burger aber nicht langer tatenlos zuzu-

sehen gewillt sind.

Aus Anlass der Gemeindewahlen 1981, mOchte
NATURA als Dachorganisation der Natur- und
Umweltschutzorganisationen einige Anregungen
zur Verbesserung des Gemeinschaftslebens
sowie des Wald- und Umweltschutzes auf kom-
munaler Ebene zur Diskussion stellen.

Wichtige Voraussetzung zu Verbesserungen
ist die Reform des Gemeindegesetzes.

Reform des Gemeindegesetzes von 24. 2. 1843
1.0. BegrUndung

Das Luxemburger Gemeindegesetz stammt noch
aus der Zeit des Obrigkeitsstaates, wo eini-
ge Wenige die Macht ausfibten und die vielen
Untergebenen (sujets), die weder lesen noch
schreiben konnten, ein karges Dasein friste-
ten. Im "Reglement d'entreprises, comptoirs,
manufactures et chancelleries" aus jener
Zeit (1863) heisst es unter Artikel 2:
"Des maintenant le personnel sera present
de 6.00 heures du matin A 6.00 heures du
soir. Le dimanche est reserve au service
religieux..!" Unter Artikel 7: "Ii est per-
mis de prendre de la nourriture entre 11.3o
heures et 12.00 h. Toutefois le travail ne
doit pas etre interrompu!"

Wie sich Innenminister Jean Spautz
ausserte, gibt dieses Gesetz dem Burger-
meister und dem Schbffenkollegium sehr viel
Macht, dem Gemeinderat aber nur sehr wenig.
Derweil bleibt das politische Recht des
einfachen Burgers darauf beschrankt, einmal
alle sechs Jahre, an einem Sonntag zwischen
8.00 und 14.00 Uhr	 unter Strafandrohung -
seine Wahlpflicht erffillen zu milssen!

In der Regierungserklarung von 1979 heisst

es: "La reforme de la loi sur l'organisation
communale et des districts, souvent envisa-
gee et promise, sera realisee. Les institu-
tions communales seront denocratis6es davan-
tage. Par ailleurs, le fonctionnement des
institutions sera ameliore. Le principe
de l'autonomie communale sera reaffirms et
la tutelle administrative sera all6gee...

2.o Neue Grundstze

Natura gedenkt, mit seinen Mitgliedsorgani-
sationen, bei der Reform des Gemeindege-
setzes von 1843 einen konstruktiven
Beitrag zu leisten. Insbesondere soil die

bevorstehende Reform folgende Grundsdtze
enthalten:
2.1. Es ist eine Globalreform zu verwirk-
lichen, nicht ein Flickwerk.
2.2. Das demokratische Recht des mundigen
Burgers hat im Mittelpunkt zu stehen.
2.3. Luxemburgs Kommunalgesetzgebung muss
sich weitestgehend an den jfingsten demokra-
tischen Kommunalgesetzgebungen der EWG-Lan-
der i n spi r i e re n .
2.4. Die Befugnisse des Gemeinderates
sind gegenUber jenen des Bfirgermeisters
und des Schbffenkollegiums aufzuwerten.
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Die nebenstehende Erkldrung der NATURA wurde
uns freundlicherweise von der Dachorganisa-
tion aller Natur- und Umweltschutzorganisa-
tionen zwecks Veraffentlichung zur Verfugung
gestellt. Bis alle Mitgliedsvereine ihre
Zustimmung bzw. Abänderungsvorschldge ein-
gereicht haben, ist sie jedoch nur als Ar-
beitspapier der ad-hoc-Kommission der NATURA
zu betrachten. Die "forum"-Redaktion hat
die Erkldrung durch eigene Kommentare und
Beispiete ergänzt. Fur ihre Mitarbeit an
diesem Dossier sei vor allem den Herren
Carlo Hemmer, Gaston Hoffmann, Rend Schmitt
und Ed. Sinner herzlich gedankt.

Wie stark in der aktuellen Gesetzgebung die Stellung
von BUrgermeister und Schbffenrat ist und wie ohn-
machtig der gewahlte Gemeinderat ist, zeigt sehr
plastisch ein Beispiel aus der Gemeinde Bissen in Zu-
sammenhang mit der Affare um die S.A. Metallurgique
(vgl. Oisêcker, Nr.1,2 und	 3/1981):

Am 7.7. 198o beschtoss den Gemeindetat eihstimmig die
EAn,ichtung einen Schutzzone von 5o m Bncite am ast-
nand des Fabnikgetandes, wo keine Bauten e.teaubt wet-
den sottten. Die S.A. Wtattungique sah ihten Ausbau
dadunch beeintnachtigt (obschon sie Ln wester noch
neichtich Land besitzt) and wLtiz-te bei einen "AnbeLts-
sitzung" mit dem Sch346ennat am 25.7.1980 au6 diesen
e.Ln, so daze den Schennat schtiesstich mit einem
Kompnomiss von 15 m Schutzzone einvenstanden wan.
Am 27.1o. beknaAtigte abet den Gemeindenat, den nicht
dben dies&s Abkommen in6onmient wurde, seine Entschei-
dung vom 7.7. 66in eine Schutzzone von 5o m. Auch

diesel Votum geschah einstimmig, atiso ni-it den Stimmen
den dtei Sch5 .66enkAtmitgtiedet. Nichtsdestowenigen
setzte den Sch566ennat am 6.11.198o cigenhandig die
Schutzzone von 5o au6 15m henab. Rechenscha4t da6En
ist den SchO66entat nun den Waktenn bei den nachsten
Wahten schutdig.

In dmsetben Sitzung vom 27.10.198o wurde cin weite-
nes Beispiet bun die Atemacht des BageAmeisteAs, wie
sie -im Gemeindegesetz von 1843 venankent ist, einge-
teitet. Den Gemeindetat beschtoss einstimmig eine
gemeinsame Diskussion atien vom Umwettskandat den
S.A. lgtateungique betno66enen Instanzen, wie die
Pensonatvettneten sie ge6ondent hatten. Diese Ent-
scheidung wurde abet nicht vom Wage/mei/stet an die
ObenbehUnde, d.h. den Distniktskommissan weitengetei-
tet. Den Bagenmeisten behauptete oaten, dieses
Liegentassen des Beschtusses sei wahnend eines An-
beitstne66ens am 16.1.1981 mit den AIMED von atten
anwesenden Gemeindetaten gutgeheissen wokden. In den
Gemeindenatssitzung vom 11.3.1981 wurde den Bange,1.-
mei/sten dennoch cinstimmig au6ge.6ondent den Beschtuss
vom 27. Jo. 198o weitetzuteiten. Obschon den nechts-
gdttige Beschtuss in einet ino .66izie2,een Sitzung um-
gedndent wonden zu sein scheint, kann den Gemeinde-
tat michts gegen den Kingenmeisten untennehmen.

Beispiele fur die missbrauchte Allmacht des BUrger-
meisters sind vor allem auf dem Gebiet der Baugeneh-
migungen zahllos (vgl. § 3.5.).

3.o Zei tgemasse Forderungen

Von einem modernen Kommunalgesetz verlangt
NATURA die Verwirklichung folgender Einzel-
forderungen:
3.1. Die Mandatsdauer der Gemeinderäte
soil auf 5 Jahre, d.h. auf die Dauer des
Abgeordnetenmandates herabgesetzt werden.

Eine Mandatsdauer von 6 Jahren ist entschieden zu
lang. Zuviele Entscheidungen werden dadurch der Kon-
trolle durch die Wahler entzogen. In der BRD und den
USA haben selbst Bundestagsabgeordnete bzw. US-Pra-
sidenten nur ein Mandat von 4 Jahren. Zu kurze Wahl-
abstande behindern eine wirksame Arbeit, obschon
Wahljahre meistens am meisten bUrgerfreundliche Ent-
scheidungen bringen. Ein Zeitraum zwischen 3 und 5
Jahren erlaubt ein Einarbeiten der Gewihlten und eine
gentigende Periodizitat der demokratischen Kontrolle
mittels Wahlen.

3.2 Der gesetzliche Wahlzwang der Burger
ist abzuschaffen. Innerhalb der EWG gilt
derselbe nur noch far Belgien und Luxemburg.
Das Wahlrecht soil jedoch ein demokratisches
Recht sein, nicht aber eine strafrecht-
liche Pflicht.

Diese Forderung dUrfte sehr umstritten sein. Die Au-
toren gehen davon aus, dass ein Recht keine Pflicht
sein sollte. Wenn man andererseits aber das allgemei-
ne politische Desinteresse sieht, kann man Zweifel
bekommen, ob nach der Abschaffung des Wahlzwangs die

• politische Diskussion nicht Gefahr lauft, "chasse
garcee" der politischen Parteien zu werden. Um das
Interesse des BUrgers an der bffentlichen Sache wach-
zuhalten, ware dann jedenfalls ein verstarktes Mit-

▪ einbeziehen in bffentliche Angelegenheiten vonnbten,
eine permanentere, umfassendere Information, eine
bewusste, bUrgernahere Dezentralisierung. Wer wUrde
all das auf sich nehmen? Die Parteien? Sie mUssten
sich wohl mehr Mae geben, ihr Wahlerpotential zu
behalten, weil der Grundstock traditionneller Stamm-
wahler wahrscheinlich schrumpfen wUrde und anderer-
seits die Stimmen jener BUrger mehr Gewicht bekamen,
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die sich bewusst und kritisch hinterfragend an Poli-
tik interessieren. In einem gewissen Sinn wUrde also
die "Qualitat" der Stimmzettel zunehmen und dies auf
Kosten der Quantitat.

Zu erwahnen ist hierzu auch, dass erst ein Abschaf-
fen des Wahlzwangs die Briefwahl ermOglichen wird
(besonders wichtig fUr Auslandsluxemburger:)

Dazu auch die Meinung von Carlo Hemmer:
"Mit diesem Punkt kann ich absolut nicht einverstan-
den sein. Theoretisch kann man zwar diesen Stand-
punkt durchaus verstehen. Wenn man jedoch der Mei-
nung ist, dass die Parteien nicht zuviel Einfluss
erlangen sollten, mUsste man an der Wahlpflicht
festhalten. Andernfalls wUrden nur die, welche sich
aktiv um Politik kUmmern und das sind hauptsNchlich
Parteiganger, den gesamten Einfluss auf sich konzen-
trieren. Tatsachlich ist der BUrger ja frei, nicht
zu stimmen. Er braucht nur einen weissen Zettel abzu-
geben. Der einzige Zwang, der auf ihn ausgeUbt wird,
ist, dass er sich ins Wahllokal begeben muss. Und
ouch dem kann er sich entziehen dadurch, dass er
sich einfach entschuldigt.

Zudem kann der Staat, der Uber die Halfte unserer
Einkommen, in Form von Steuern, konfisziert, der,
zumindest theoretisch, das Recht hat, den Militar-
dienst durchzufUhren, durchaus vom BUrger verlangen,
dass er sich alle fUnf Jahre eine Viertelstunde Zeit
nimmt. Diese Forderung scheint mir nicht Ubertrie-
ben. Wenn wir mit den Belgiern die einzigen Europaer
sind, die den Wahlzwang beibehalten, so kann ich
nur sagen, doss wir etwas Gutes doch nicht aufgeben
sollten.

Zu der Frage der "Qualitat" der Stimmzettel ist zu
sagen, doss sie gezahlt werden, nicht gewogen. Eine
besondere Qualitat von Stimmzetteln gibt es nicht.
Wer sich nicht an Politik interessiert und weiss,
doss er wahlen muss, wird sich in manchen Fallen zu
orientieren suchen, er wird sich umfragen, er wird
Programme lesen, er wird auf lokalem Plan seine
Stimme abgeben auf Grund von persOnlichen Erfahrungen
mit Gemeindepolitikern.

Stammwahler wUrden die Parteien zwar behalten, mUss-
sie aber intensiver tearbeiten, damit sie zur

Wahl gehen. Das kOnntz allerdings auch Zufallsresul-

tate bedingen: bei gutem Wetter kommen wenige Wahler,
bei schlechtem viele, und bei strOmendem Regen wieder
weniger. Allzuviele aussere Faktoren ktinnten das Re-
sultat beeinflussen.
Ausserdem: wie wirken Parteien auf die Wähler ein?
Sie halten Wahlversammlungen ab, geben Extrablatter
und Plakate aus. All das mUsste noch gesteigert wer-
den, und ich betrachte den aktuellen Aufwand als gross
genug. Es geht den Parteien ja nur darum, dass der
Wahler an einem bestimmten Tag zwischen 8 und l4Uhr
im Wahllokal erscheint..."

3.3. Biargermeisterposten und Abgeordneten-
mandat sollen ink omp atibel werden. Nur
durch Dezentralisation wird politische
Machtkumulierung abgebaut.

Auch diese Forderung dUrfte kaum ungeteilte Zustim-
mung finden. Gegner des Kumuls warnen vor allem,
dass zuviel Einfluss und Macht in wenigen Handen (vor
allem, wenn auch noch durch Gemeindefusionen die Zahl
der BUrgermeister abnimmt) immer eine Gefahr fUr die
Demokratie bedeutet. Zudem verlangen beide Mandate
einen betrachtlichen Zeitaufwand, so dass jemand, der

die Funktionen eines Abgeordneten und BUrgermeisters
kumuliert, kaum Zeit findet, beide Aufgaben grUndlich
und gewissenhaft zu erfUllen.

Andererseits hat der Kumul auch positive Auswirkungen,
erstens auf die legislative Arbeit, da einzelne Ab-
geordnete aus ihrer Erfahrung auf Gemeindeebene
schdpfen ktinnen, und andererseits auf die Gemeinde-
politik, da einzelne BUrgermeister von ihrem Mandat
und ihren Beziehungen zu Landespolitikern profitie-
ren kiinnen, um Vorteile fUr ihre Gemeinde zu errei-
chen. Sie sind zudem meistens besser informiert und
kompetenter fUr alle Bereiche der GemeindefUhrung.

Gerade letzterer Aspekt beinhaltet aber eine Unge-
rechtigkeit, denn alle BUrgermeister kOnnen sicher
nicht Abgeordnete werden. Falls man also Kompetenz
und Information der BUrgermeister steigern und alien
Gemeinden dieselben Chancen geben will, ware wohl
eher die Wahl von AmtsbUrgermeistern ins Auge zu
fassen. AmtsbUrgermeister gibt es u.a. in Deutsch-
land, in Grossbritannien, in der Schweiz. Es ware
jedenfalls hochinteressant, dieses System -mit semen
konkreten Modalitaten- in die Offentliche Diskussion
zu bringen.

3.4. Kommunalpolitische Referenden sind
abzuhalten, wenn lo% der Burger dies ver-
langen.

Diese Forderung hatte der "Mouvement ecologique"
schon 1979 in seinem GrUnbuch gestellt. Neben der
EinfUhrung von BUrgerantragen und BUrgerversammlung-
en und der VerkUrzung der Mandatsdauer ist sic dos
wichtigste Element im Sinne einer verstarkten Parti-
zipation der BUrger am politischen Geschehen. Bei-
spiele,wann ein solches Referendum auf Gemeindeebene
von Nutzen ware, sind zahlreich: Sic reichen vom
Ausbau des Autobusnetzes in Luxemburg Uber die GrUn-
dung eines Gemeindesyndikats fUr eine gemeinsame
(statt eigene) Schwimmhalle in Bartringen-Strassen-
Mamer, die Niederlassung von umweltgefahrdenden Be-
trieben in Dommeldingen oder Bissen, bis zur Restau-
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ration statt Abbruch ganzer Stadtviertel in Esch/A1-
zette.
Die Moglichkeit, dass BUrger selbst die Initiative
zu Referenden ergreifen kOnnen,wird sicher ihr In-
teresse fur ihre Umwelt und somit fur Gemeindepoli-
tik starken. Die Wichtigkeit von BUERGERINITIATIVEN
braucht in "forum" kaum noch eigens begrUndet zu
werden; Carlo Hemmer illustrierte sie uns an einem
EttelbrUcker Beispiel:
"In EttetbAkk 6indet jedes Jaht im August eine Moto-
cAoss-Venanstattung statt, die	 lo-15000 Zuschauet
antockt and b4stang immeA aui einet Rundsttecke
"an deA WaAle abgehatten wuAde. Schaden sind dabei
unveftmei-dtich, beschtanken sich abet aa6 die doAti-
gen Otttichkeiten. Nun witt man das Ganze veAtegen
in die unmittetbate Nahe deft neukopsychia.t)Eischen
Anstatt, au6 ein Stack Land, dais dem Staat gehJAt,
eine wundeAbaAe Ecke, ein weitet ObstgaAten mit sehA
atten Ap6eibaumen, ein sch6nes Tat, duAchgossen von
einem Bach, umgeben mit tebendigen Hecken, etwas
weitet eine Quette, ein Tannematdchen and noch wei-
teA oben	 tegettechtes Vogetpanadies mit Sttau-
chetn and Hecken, aussetdem ehematige SteinbtUche,
in denen sick neue FtoAa and Fauna angesiedat haben.

Die "Motet-Union" nand, dies sei dais geeignete
TeAAain OA die Moto-cAosspiste. In deA ganzen Wett
gibt es wahtscheintich kein andetts Beispiet, wo
man eine sotche Piste neuen einet neutopsychiatti-
schen An'statt antegte. Die Gemeinde jedoch waA ein-
vmstanden and die "Sant -e pubtique" hat in einet
eAsten Etappe ihne pnovisoAische Genehmigung schon
gegeben.

Eine Reihe BiageA haben rich dataa6hin eingesetzt
und eAteicht, days zumindest dieses Jahn noch attes
beim at ten bteibt. Der Staat 6ant nun eine /mpakt-
studie dutch and entscheidet daAau6hin. Vieees hangt
nun natattich davon ab, wet diese Impaktstudie aus-
atbeitet. Es sott eine "Commission intetministJtiette"
sein, and die BUAgetinitiative wiAd setbstvetstand-
tich auch hieA ihAen EingEas get tend mathen. Nach
deA Au6machung eines kaAztich im L.W. etschienenen
AAtiket's deA Motet-Union zu utteiten, sche4nt atteA-
dings these. Zeitung (und die CSV?) die Vettegung zu
ihAem AnZiegen zu machen. Das schwacht natattich die
Position jenet, die gegen die Moto_ctoss-Piste an deA
neuen Stette sind. OWziette Unsache ist, dam die
Gemeindesektion Watken sich so entwickett hat, dass
sie zu nahe an die aktuette Moto-ttoss-Piste heAant
Aeicht. Das ist Aichtig, dock die Hauser am vonge-
schtagenen Standen tiegen ebenso nahe. Hinzu kommt
die Hake des Spi-tats. Man atgumentiett, die Betas ti-
gang beschftanke sich auk zwei. Tage im JahAe, und man
waAde daAdbeAhinaus untet keinen Umstanden zutassen,
dass au6 deft neuen Piste Vtainiett w(7thde. Das ibst na-
tdAtich ein unmOgtich einzuhattendes Veuptechen.
Die wiAktichen Unsachen tiegen datin, dates deA ak-
tuette StandoAt veAschiedenen BaueAn gehOnt, die nun
haefte Mieten venlangen, um ElhAe jahAtichen Schaden
abdecken zu kOnnen".

3.5 Die Befugnisse nach Gesetz vom 12.Juni
1937 und laut kommunalem Bautenreglement
sollen in die Kompetenz des Gemeinderates
Qberstellt werden: Demokratisierung des
Entscheidungsprozesses.

In der aktuellen Gesetzgebung werden Baugenehmigungen
als Polizeireglemente betrachtet und unterstehen da°
her der ausschliesslichen Befugnis des BUrgermeisters.

Ein Beispiet wie dieset die besagte Befugnis miss-
bAauchen kann, tiekAt die S. A. MftattuAgique de
Bissen. Zwischen 1969 and 198o hat die FL'uiia das Bau-
votumen ihneft WeAkshatten von 29000	 176000 m3
utweitett. Gemeinde and Staat haben aus wifttschaAts-

und soziatpotitischen GAUnden den Ausbau mit Mittio-
nenbettagen untetstatzt (Gemeinde Bissen: 21 Mio.F).
Abet es &tgen abethaupt keine gesetztichen Genehmi-
gungen von, wedeA vom Atbeits- noch vom Umwett-
ministekium,	 was da, Commodo-/Incommodo-Veft-
iahAen and die Umwettbetastungen anbetangt, noch die
Baugenehmigung des BageAmeisteAs. (vgl. De reisecker
Nr. 2 /81)
/n Batttingen hatte deA Gemeinderat im Bebauungspfan
in Het6ent einen Eingang 6aA eine Gtanzone mit Faht-
Aadpiste ausgespaAt. Ttotzdem eftte.itte deft_ BjAgeA.-
metet an besagteA State die EAtaubni's zum Bau
einet Gatage.
Der Gemeinderat ist in solchen Fallen machtlos. Eine
rechtliche Handhabe hat er nicht - der BUrgermeister
hat keine Instanz Uber sich - und bis zur politischen
Entscheidung bei den nachsten Wahlen kann es langst
zu spat sein.
Hier ist auch einer der GrUnde fur die bisherige
Zerschandelung so vieler Ortschaften und der Zersied-
lung der Landschaft. Bebauungsplane mUssen zwar yam
Gemeinderat verabschiedet werden, sind auch seit
1981(!) fur alle Gemeinden vorgeschrieben, aber alle
bislang verdffentlichten enthalten. eine Klausel, laut
welcher der BUrgermeister Ausnahmegenehmigungen ge-
wahren darf. Die teuren Plane sind somit nur noch ein
Fetzen Papier wert.
In Kehten Lam es'soweit, dass deA R*LomotoiL and Gtund-
stackbesitzet einet neuen Siedtung ("BAameschhaii)
sich setbst zum Batgetmeistet wahten tiess, um sich
dann die notxendigen Baugenehmigungen setbst zu et-
teiien, die deA bisheAige BUtgetmeisteA ihm PE die
Luxussiedtung mitten im Watd veAweigette.
WUrde jedoch dem Gemeinderat ein Mitspracherecht bei
Baugenehmigungen zugestanden, ware die Kontrolle
der bUrgerlichen WillkUr sicher grosser.

ALAIN RAYMOND .1

3.6. Bei Bauerlaubnissen sollen Gabarit-
Aufstellung -nach schweizer Muster- und
vorherige Impaktstudien zur Pflicht gemacht
werden.

In der Schweiz muss jeder BUrger vor Baubeginn ein
HolzgerUst aufstellen, das die Aussenmasse des zu-
kUnftigen Gebaudes alien Nachbarn klar werden lasst.
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So kOnnen sie Bich ein rechtes Bild machen, was viele
Leute allein auf Grund der Plana nicht kiinnen, und
gegebenenfalls fristgerecht ihre Beschwerde gegen
den Bau einreichen. Ausserdem merken alle Interessier-
ten rechtzeitig, dass "sich was tut" und verpassen
nicht den Termin fur das Einreichen einer Opposition,
wie dies hierzulande sehr haufig geschieht, weil
die AnkUndigung eines Baugesuchs nur im "Reider" er-
folgt.

3.7. Ober Bilrgerantrage (Einlauf) ist
im Gemeinderat Offentlich zu diskutieren.

Hier kann die Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz
als Vorbild dienen:

3.9. Bei kommunalen Grossprojekten sol-
len "Hearings" und "Impaktstudien" obligato-
risch werden.

Unter "kommunalen Grossprojekten" sind u.E. einer-
seits alle Projekte (baulicher, finanzieller,
Natur) zu verstehen, die von der Gemeinde initiiert
werden, sowie alle Projekte, die von andern Tragern
(Staat, Privatleute) auf dem Gebiet der Gemeinde vor-
gesehen sind.

Zu denizen izt etwa an das neue Mwsikkonenuatonium
in Luxemburg oden an die teuAen KuZtuA- und Spont-
zentnen in vieten Gemeinden des Landes .

§17
BOrgerinitiative

(1) Die Borger und die Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, kOnnen
beantragen, dab der Gemeinderat Ober bestimmte Angelegenheiten der Ortlichen
Selbstvenvaltung, fur deren Entscheidung er zustandig ist, berat und entscheidet
(BUrgerinitiative). Dem Antrag braucht nicht entsprochen zu werden, wenn dieselbe
Angelegenheit innerhaib der laufenden Wahizeit des Gemeinderats bereits Gegen-
stand einer zulassigen BOrgerinitiative war.

(2) Die BUrgerinitiative mue ein bestimmtes Begehren mit BegrOndung enthalten.
Sie mu6 schriftlich bei der Gemeindeverwaltung eingereicht werden und einen
Finanzierungsvorschiag enthalten. Sie soil bis zu drei Personen benennen, die
berechtigt sind, das Begehren gegenUber der Gemeindeverwaltung zu vertreten.

(3) Die Zahl der far eine BOrgerinitiative erforderlichen Unterschriften betragt:

in Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern 	 10 v.H. der Einwohner,
hOchstens jedoch 240,

in Gemeinden mit mehr als 3000 Einwoh- 	 8 v.H. der Einwohner,
nern bis 10 000 Einwohnern

	
hOchstens jedoch 600,

in Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein- 	 6 v.H. der Einwohner,
wohnern bis 50 000 Einwohnern

	
hOchstens jedoch 2000,

in Gemeinden mit mehr als 50 000 Ein- 	 4 v.H. der Einwohner,
wohnern	 h6chstens jedoch 4000.

Se it Jahnen () ondente den InteAe6,senveAein Von Ban-
t,lingen eine Di2skusion und Bc,schtuv,_.oung (Met
Siehenheitsmasnahmen in den Zone den aedepots, wo
die Gaisil itma /nteAgaz eine Gc3ahnenquette h5chsten
Potenz inmitten mehAeAeA BenzintageA daAtettt. WedeA
die Gemeinde noch das innenminiistenium bequemten 'sick
zuHeineA AntwoAt an die BaAgeAinitiative. Ens t alts
e5 von,wenigen Monaten	 lateAgaz tatacheich zu
einen FeucA,sbAun5t tzam, wunde "den Laden dicht ge-
maeht". Den Antkdgen den Burger, denen abnigens eine
(geheime?) ExpeAteastudic	 (Las ExpfoionsAi5iko
bekannt gewonden wan, woetten	 yule .6tattgeben.

3.8. Eine Natur- und Umweltkommission
ist enter Beracksichtigung der lokalen Na-
tur– und Umweltschutzorganisationen und der
interessierten Burger zu schaffen.

Das Gutachten dieser Kommission mUsste fur alle Bau-
genehmigungen eingeholt werden. Sie ware ausserdem
zustandig fur alle Fragen der Lebensgualitat (Larm,
Luftverschmutzung, Gestank, MUllabfuhr, Parkanlagen
...).

Wichtig ist dass die Burger VOR der Entscheidung in-
formiert werden und so in den Entscheidungsprozess
eingreifen kOnnen. In diesem Sinn ist auch die In-
formationspolitik alter Gemeinden zu kritisieren.
Veit fetzta Gemeinderat (DP-CSV) in den_ Hauptstacit
wan in diesen Hin,sicht mit gtoen Venspnechen ange-
tneten, abet heAau6gekommen	 nun eine tuxuAi56e'
"0;15 Sad", die dbeA ati_qemeine kommunate Dien6t-
6tetten in6cAmient, Ohre Leiistungen henvonhebt, even-
tueet buschio,sene Gnoimpnojekte youtetft, abet nie
ZUA Meinung.sb-adung den 6(iAgeA au“ondent oden
auch nun enm4Kcht. Den Sitzung6beAicht, dmen
Aqmachung auch teuAeA wuAde, kann pen de6initionem
auch hOch6tens im nachhinein and im Hinbtiek au6
kommende Wahien eine Meinungobitdung eAmJgtichen, in
den EntistheidungoAoze6 iscebt kann den Les en nicht
mehr eingnei6en.

3.1o. Gemeinderat und lokale Organisationen

sollen Ober uneingeschränktes Klagerecht
verfOgen.

Nach Artikel 48,8 des Gemeindegesetzes von 1843 ist
allein der SchOffenrat berechtigt, die Interessen
der Gemeinde vor Gericht zu vertreten, sofern er die
Zustimmung des Gemeinderates und des Innenministers
hat.Vor kurzem hat der Abgeordnete Georges Margue
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einen Gesetzesvorschlag eingebracht, um diese Zu-
stimmung des Innenministers abzuschaffen.
Auch BUrgerinitiativen und ahnliche Ortsvereine soll-
ten vor Gericht auftreten und Zivilpartei ergreifen
Onnen. Privatpersonen haben dazu oft nicht die fi-
nanziellen MOglichkeiten und sind sich der prinzi-
piellen Tragweite eines Prozesses nicht immer bewusst.
BUrgervereinen wird aber von den Gerichten durchwegs
das Klagerecht verweigert, well sie kein "intêrêt
direct" in der Sache hatten.
E6 wane z.B. von hohem Intetaze einen "kmociation
tuxemboungeoi4e contte Ze bkuit" dais Recht zuzuge-
6tehen,	 Commodo/Incommodo-Ven.6ahnen einzugtei6en,
wenn ein BageAmeiteA beatmichtigt, wie jang4t in
Niedutanven, mitten in den 0Atischa0 einet Moto/Len-
nepanatunwenbstatt die BetAiehgenehmigung zu eAtei-
ten.

3.11. Die Burgerversammlung nach dem
Muster von § 16 der Gemeinde-Ordnung Rhein-
land-Pfalz (Anlage) soil obligatorisch wer-
den.

Im altenStadtstaatAthen funktion,ierte die Demokratie
ausschliesslich mittels der Burgerversammlung, die
alle Gesetzesvorlagen gutheissen musste, bevor sie
in Kraft traten.
Im Gitozhenzogturn Luxembung Lo.t (1125 dine Eikvi.i.chtung
nuts von den KP-LSAP-KoaUti 	 in E6 Ch/Atzette bekannt.
Die CSV -GemeAlndenzttiskanciidaVA V.Zoi,s-Reding m,lis6-
bgte die tetzte. Ve/u1n4tattting dimeA Ant at's Pno-
paganda4chau, pteute ich nachhen abus abeA die von.-
wiegend izititZschen BiageninteAventionen. Den Widen-
ispnuch dattte die NatztichkeZt 4otchen Venautattun -

9en zutc Gentige bewe,bsen.

3.12. Zwecks gerechterer Verteilung der
Kommunalsteuern (Gewerbesteuer, Lohnsum-
mensteuer) unter BertIcksichtigung Okologi-
scher Prinzipien sollen neue Kriterien ein-
gefillart werden.

Gewerbe- und Lohnsummensteuer sind der Gemeinde zu
bezahlen, auf deren Territorium ein Betrieb instal-
liert ist. Das verleitet natUrlich die Gemeindepoli-
tiker dazu, mdglichst viele kapitalintensive und ge-
winntrachtige Firmen auf ihren Boden zu ziehen, ohne
RUcksicht auf Folgen fur Umwelt und Anrainer, ohne
nach dem Vorhandensein von genUgend Arbeitskraften und
Wohnraum zu schauen. Eine Landesplanung wird so recht
schwierig. Eine Konzentration der Industrien in eigens
dafUr geschaffenen Zonen ist fast unmtiglich, da sich.
gleich mehrere Gemeinden gegenseitig zu Uberbieten
suchen.
Es ist daher daran zu denken, die Gewerbe- und Lohn-
summensteuer vom Einpflanzungsort zu *Ibsen, sie zu
verstaatlichen, um den Ertrag dann nach andern Kri-
terien z.B. der Einwohnerzahl, wieder auf die Gemein-
den umzuverteilen. Die Gemeinden hatten dann kein fi-
nanzielles Interesse mehr, national geplante Industrie-
zonen zu verhindern.

3.13. Die Kompetenz der Ponts et Chauss6es
fiber innerOrtliche Strassen soil, zu-
sammen mit den diesbezaglichen Finanzmit-
teln des Staates (Budget Offentlicher Arbei-
ten), in die Befugnisse des Gemeinderates
Ubertragen werden.

§16
Burgerversammlung

(1) Zum Zwecke der Unterrichtung der Einwohner und Barger soil mindestens
einmal im Jahr, im ilbrigen nach Bedarf, eine Burgerversammlung abgehaiten
werden. Eine Burgerversammlung 1st unverztiglich einzuberufen, wenn dies der
Gemeinderat unter Bezeichnung des Gegenstands mit der Mehrheit der gesetzli-
chen Zahl seiner Mitglieder beschlieSt; sie kann auf Teile des Gemeindegebiets
beschrànkt werden. Gegenstand einer Burgerversammlung kiinnen nur Fragen aus
dem Bereich der Ortlichen Verwaltung sein.

(2) Die Burgerversammlung wird vom BOrgermeister einberufen. Die Einberufung
1st vom Burgermeister unter Angabe von Zeit, Ort und Gegenstand mindestens eine
Woche vor dem festgesetzten Termin Offentlich bekanntzumachen. 	 (.„)

(...)
2. Gegenstand einer Burgerversammlung sollen mOglichst aktuelle Fragen aus

dem Gemeindeleben sein, von denen gröBere BevOlkerungsteile unmittelbar
berUhrt werden kOnnen (z. B. Aufstellung von Bauleitplanen, StraBenbauma3-
nahmen, Errichtung von Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen, Erhe-
bung von GebiThren und Beitragen). Die Burgerversammlung soil sich nicht
auf Tatigkeitsberichte des Burgermeisters und der Beigeordneten beschran-
ken.

3. Zum ,,Bereich der Ortlichen Verwaltung" gehoren sowohl Selbstverwaltungs-
aufgaben der Gemeinde als auch Auftragsangelegenheiten. Die Einwohner
kOnnen daher auch fiber Fragen der Offentlichen Sicherheit und Ordnung
unterrichtet werden. Soweit hierbei die vollzugspolizeiliche Durchfiihrung
solcher Aufgaben berOhrt wird, sollte der Leiter der zustandigen Dienststelle
des Polizeivollzugsdienstes (Schutzpolizei, Kriminalpolizei) beteiligt werden.

4. Es bestehen keine Bedenken, wenn die im Gemeinderat vertretenen Parteien
und Wahlergruppen die MOglichkeit erhalten, auch vor der allgemeinen
Aussprache zu den Gegenstanden der Unterrichtung Stellung zu nehmen.

Bung en £m Diatog mit Patteien
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Beispiele, wie die Kompetenz der staatlichen Strassen-
bauverwaltung htichst notwendige Arbeiten an Staats-
strassen innerhalb von Ortschaften behindern , gibt
es genug. -
Stadttuxembutget kennen dais HLn und Het, dais es je-
des Mat gibt, wenn die Gemeinde an den gnosis en Aus-
6aeattaissen VeAkehtisampetn au6stetten wLU.
Von gtOzseAet Tnagweite iAt dais Beispiet des Centre
AJdcUngen. Uuptlingtich way: geptant, dco Patkhaus
untet dais BoutevaAd Royat zu bauen bzw. dine Etache
miteinzubeziehen, was mehtete hundeAt zusatztiche
Stettptatze eingebAacht hatte. Aussetdem hatte man
die Fussgangetabetquetungen am obenen wie am unteten
BoutevaAd untet die Ede vettegen kOnnen, zur SicheA-
heit den Fussganget und zur gtosseten Ftiissigkeit
des AutovetkehAs. Aber die Regietung veAweigette -thee
Zutimmung, die StaatztAasise (BoutevaAd Royat) tiaA
Gemeindezwecke zu nutzen. NUA each jahAetangem ZOgeAn
gab zAle ihA EAnvenLstandnLo 6dn die Fussgangetpassage
am unteten Boutevand.

In Itzig wantete die StAa.se each Hespetingen und die
0AtisduAch6ahtt jahtetang	 einen neuen Betag. Die
,i_nanzkAatige Gemeinde wo to gteichzeitig die

dtingend notwendigen BaAgeAteige aeXlegen. Abet die
"Ponta et ChaussJes" hatter/ kein Ge'd 6dA die Etneu-
etung detc Staat6ttcume. So konnte auch die Gemeinde
nichtis untetnehmen. Ahntiche Beizpiele gibt es tei-
henweise.

U.a duAch dieise Kompetenzvetteitung	 auch zu et-
ktaten, dazz in Batt ttingen dais tuxuAiO6e "Domaine
des Otmittes" yam GemeindeAat zur SpietistAaime CA-

ktaAt und eine Vetkehuschikane eingebaut wutde, wo
die Kindet sowieso weite Spietgachen in den gnosoen
Gatten hinter den Vitten haben, wiihtend den Intetes-
senvetein jahtetang eine -1.c.heAete Regetung z.B. Am-
pan oden. eine Fussgangetbtacke, von den Schute an
den vietbe6ahAenen BaAttingeA HauptstAasse vettangte,
die teideA abet StaattAaime izt.

Die Ubertragung der Kompetenz ist wohlgemerkt noch
keine Garantie fur eine bessere Strassenbaupolitik.
Wie die Dossiers in "forum" Ir. 35 und 39 zeigten,
ist ein Grundfehler unserer Gemeinde- und Staats-
verantwortlichen, dass sie als erste und prioritare
Aufgabe die Regelung des Verkehrs sehen, ohne RUck-
sicht auf die Einwohner, Fussganger und Radfahrer.

Carlo Hemmer sagte uns dazu:" Man muss sich nicht
vorstellen, dass die Gemeinden unbedingt im Sinne
des Naturschutzes und der Umweltverbesserung aktiv
werden, wenn sie das Recht dazu haben, sogar wenn
man davon ausgehen kann, dass sie -ohne Garantie-
eher die Menschen berUcksichtigen warden als den
Verkehr.
In unserm Staatshaushalt werden sowieso jetzt schon
fur die Verkehrsfunktion grOssere Summen eingesetzt
als fur soziale Funktionen, fur Erziehung, Gesundheit
usw. (auch wenn hier das grosse Defizit der Eisen-
bahn oder die Staatssubsidien fur den Flughafen mit-
eingerechnet sind). Wenn nun durch die Gemeinden
noch mehr Geld in den Strassenbau gepumpt wUrde,
ware das Resultat, dass Beton und Asphalt in noch
grOsserem Masse zunehmen warden.
In EttetbAack	 wuAde, um den VeAkehuguis6 zu
gaAantieten, eine kteine UmgehungsstAcose dutch
die 0Atzcha6t gebaut. Die G .xosstAasse twAde zur Ein-
bahnistAazise und eine ehematige Nebensttasse wuAde
veAbteitett und aft Sad-NoAd-DuAchgang66tAaime aws-
gebaut. Dadukch vetbessette 	 tatisachtich deft
Vetkehtsguss, abet weden die LdAm- noch die Abgais-
betaistigungen verftingenten 6ich daduAch und
ganzet TeZe det 0Atzcha6t, Frahm Auhig getegen,

NDie Wamtafel steht da, weil
da Steine liegen - und die
Steine liegen da, damit
die Tafel stehen
bleibt, klar?-

wutde in den VeAkeht miteinbezogen und teidet unteA
denisetben Schadigungen wie die EinwohneA den GAo-
6tAaime. Awmetdem veuchwanden eine Reihe Gliiflgachen
von ahem GaAten, die einem gAoen Patkptatz und den
StAaeneAweitetung zum Op6et 6ieten.
Ein anderer Detailpunkt:
Wenn ich richtig informiert bin, werden Strassen in
neuen Wohnvierteln allzu breit angelegt, weil die
Bauverwaltung diesbezUgliche Auflagen macht. Dadurch
geht wertvolles Bauland verloren, der Ubergriff.in
die Landschaft vergrOssert sich, der Wind dringt
ungehemmter ein und die Athmosphre der GemUtlichkeit,
die bei nicht allzu breiten Strassen entsteht, geht
verloren."

3.14. Zu Artikel 12 des Gesetzes von 1843:
die Ernennungen des Bargermeisters
durch den Grossherzog und des SchOffenkol-
legiums durch den Innenminister sollen auf
vorherigen Vorschlag des Gemeinderates
erfolgen.

Laut zitiertem Artikel, der auf Artikel lo7 der Ver-
fassung beruht, darf der Grossherzog auch eine Per-
son die nicht dem Gemeinderat angehtirt zum BUrger-
meister ernennen. Eine entsprechende Verfassungsan-
derung drangt sich aber auf, wenn man den Wahlerwil-
len nicht zur Farce werden lassen will und die Auf-
wertung des Gemeinderates ( § 2.4) ein klein bisschen
ernst nimmt.

3.15. Zur Anderung des Artikels 22 des Ge-
setzes: Ausser in Dringlichkeitsfdllen
sen die schriftlichen Einberufungen zur
Gemeinderatssitzung mindestens 8 Tage
vorher erfolgen. Ober termingerecht einge-
reichte Anfragen der Ratsmitglieder muss
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in Offentlicher Sitzung befunden werden.
Der Gemeinderat muss aber den "Einlauf" d.
h. aber die an das Schoffenkollegium ge-
richtete Korrespondenz informiert werden.

Zur Zeit genUgen 2 Tage Frist, um eine ordentliche
Gemeinderatssitzung einzuberufen. Der BUrgermeister
hat es so sehr einfach, etwa den Auslandsaufenthalt
eines unbeliebsamen Gemeinderatmitgliedes abzuwarten,
um die Sitzung einzuberufen. Der Schtiffenrat, and in
dringenden Fallen der BUrgermeister allein, legen
auch die Tagesordnung fest.
So wutde z. B. die in den Sommetmonaten 198o entdeckte
schwete Lu6tveuchmutzung in Biz6en (wetke Btattet,
bei3senden Rauch, weiissgesptenketteA Gemase) nicht
vom Sch5 ,66entat au6 die Tage6ondnung den nick ten Ge-
meindetatmitzung vom lo.9.198o geisetzt.
Das Gesetz verpflichtet den Schbffenrat/BUrgermeister
nicht, Vorschlage der Gemeinderate auf die Tagesord-
nung zu setzen. Sie ktinnen sie andererseits auch un-
ter "Verschiedenes" ersaufen.
In den Stadt Luxemburg i/st nun den Sch6:66entat beteit,
zu Beginn jeden Sitzung wail/Lend einen hatben Stunde
schniittich eingeneichte Ftagen den Gemeindetate zu
beantwonten.
Der BUrgermeister kann aber auch den Gemeinderat mit
neuen Problemen durch Manipulation der Tagesordnung
Uberfallen.
Am 19.11.198o zog den Batgetmeistet von Bissen unten
"Eintau ,i-Vetschiedenes" enst zu oaten Stunde einen
Bnie6 det S.A.MJtattutaique henvon, Ln dem diee
eine Vettingetung deft bauineien Schutzzone von 5o
au6 15 m vettangte. Ei4le gewichtige Abdndenung des
Bebauungspeanes wurde so unten "Venischiedenee ab-
gehandeLt, aL schon nicht meht atte Gemeindetdte
anwesend warren, die -im VOAAWS nicht)s davon wcumten.

3.16. Zur Abanderung von Artikel 26 des
Gesetzes: Die mehrheitlich gefassten Be-
schl-asse massen die Namen jener Rate
auffahren, die far den Beschluss gestimmt
haben.

taut derzeitigem Gesetz wird im Protokoll nur das
Abstimmungsverhaltnis festgehalten. Bei unpopularen
Entscheidungen braucht dann niemand namentlich die
Verantwortung zu tragen.
So wan es den Niedenanvenen Gemeindendten ein teich-
tes, nicht meht zu wi'men, wet bar ei.ne Abdndetung
den Natutschutzzone Ln eine Kommetzzone gatimmt
hatte. (vgl. "forum", Nr.	 47/1981)

3.17. Zur Abanderung von Artikel 27 des
Gesetzes: Alle Rate haben obligatorische
Erklärungen aber ihre Mandate in kommer-
ziellen Gesellschaften nach Gesetz vom
10.8.1915 abzugeben. In Absatz 1 ist die
Bedingung "interét direct et indirect" ein-
zubeziehen.

Nach dem Gesetz dUrfen BUrgermeister, Schtiffen und-
Gemeinderate nicht an Beratungen teilnehmen, falls
sie ein direktes Interesse, sei es persOnlich, sei es
als "charge d'affaires ou fondê de pouvoir " am
Objekt haben.

Die A66dne Hett,inckx hat diem Fotdetung in ein ak-
tuette4 Licht genackt. Start sich 6e/b6  um den Kaui
den. Gnundstdcke zu bemdhen, die zum Bau eines Pank-
hawse's in det Neippetg-Stneme notwendig sind, be-
au6ttagte den Schji6entat de ar Stadt Luxemburg die
Fitma W. Hein des Ptomotot. Sie kau6te das Aneat and
venkau6te es dann deft Gemeinde met einem Au6pneiis
Von 45 M-41o. Fnanken (-,4o%!) Davon wanen
14,6 MAo. Aktko/sten, die zum gnO/s)sten Teit in den
Notan/stube von Stadtssch6W. C.Hettinclzx (VP) an6ie-
ten.

Viese Pnaxi)s ist anigen3 nicht neu. Auch die Bniicke,
die betide KitchbeAget Ptateau .seit einem Jahn 771-Lt-
ulnandet vetbindet, wurde nicht von den Gemeinde An
Seehtnegie, 6ondenn von PAomotot W. Hein gebaut
(abet von den. Gemeinde bezaht.t), de4,sen Dttnag/shduzen

Aso auagewettet wunden. Notat von Hein wan auch damaes
schon C. Hettinchx (vgl."forum" Nr.39/80).
Euten/s 4.2st hien die immet hduigen angewandte Pnaxi6
den Gemeinde Luxemburg in Ftage zu stetten,
oivaten PAomotot tatt eine Gemeindedieuttette mit

Immobitientnan/saktionen and J6enteichen Bawten zu
beaqttagen. -Desweiteten ist 4tzuhatten, dass
Sch6 ,66e C.Ilettinckx wahAscheintich gegen den zitien-
ten Antiket 27 des Gemeindegesetzes venstosen hat
(6iehe oben), magtichenweise each gegen Antiket 61,
taut we them Bagenmeiztet and Sch644en unten heinen
Unstanden ingendwetche Getdbettage von den. Gemeinde
beziehen ddn4en (au/s6en den 6estgezetzten Entschadi-
gang).
(Vgf. auch das Beioiee "Btameschha66"/Kehten: oben .
unten § 3.5.)
Hier waren offensichtlich "direkte Interessen" eines
Schtiffen im Spiel, trotzdem wurde augenscheinlich
wenigstens gegen den Geist des Gesetzes verstossen.
Wieviel haufiger noch sind indirekte Interessen im
Spiel?!
Man denke nun an die Festiegung deg Baupenimeteu,
der je in manchen Gemeinden neck jedet (Uaht abgean-
dett Wind, 6ei eis um eigene, Aei ez um Gnund/stacke
von Vetwandten miteinzubeziehen.
In Batt tningen gibt ein CSV-Gemeindetat ein gute6
Bets pied 6a inditekte Intenes6en ab: Et ist namtich
Aktionat and Vetwattunpnatmitgtied von zwei Finmen:
"FamaptaztlZofven), die KabetschutznOhnen au6 Ptastik
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(TUPOL) hetisteett, und "Betonwetke Michetbs Raymond"
(Rodange), die Bauelemente au6 Beton hetistetten.Noch
nie hat et den Scut vettazen, wenn eine det Fitmen,
die ihm nicht attein gehJten, in denen et abet keate
inditekte Tntetes6en hat, eAlne Subm:,56ionz066eAte
untetbteitete, und zugeztotochen bekam.

3.18. Zur Abdnderung von Artikel 28 des Ge-
setzes: Die Rechte des Burgers auf E ins e -
hung der Beschlasse des Gemeinderates und
des SchOffenkollegiums sind zu erweitern.

Das Gesetz gesteht eindeutig jedem BUrger das Recht
zu, die Beratungsprotokolle des Gemeinderates einzu-
sehen. Noch nicht ausdrUcklich vorgesehen ist z.B.
das elementare Recht auf eine Photokopie (abschrei-
ben ist erlaubt) sowie vor allem dos Recht, das "Dos-
sier" einzusehen, das der Beratung in Offentlicher
Sitzong zugrundelag.
In Sachem S.A.WtaalvtAique de Biimen hatte ,setbst
ein Gemeindetat/smitgtied Schwietigkeiten, die geisamte
Kotteispondenz zwizchen Sch366entat, Fitma and Unxelt-
minZsteAium einzu/sehen.

Ats det Intetmenvetein von Batttingen Sichetheitis-
maimnahmen vot det Pnimatzchule liotdette, WO eine
vietbeakkene Sttaise zu dbetqueten iat, and den
Vetantwotttichen auch auzgeatbeitete Vonischtage un-
tetbteitete, antwoAtete die Gemeindegihtung, 6ie ha-
be /setbist andete PtHne. Zeigen and he/LaLogeben woZt-
te 6ie 6ie nicht. Setht aLs die Atbeiten au/sgnchtie-
ben watden, wan 	 nut beteit, det BaAgetinitiative
dais gesamte Laistenhe6t zum Ptei/s von 2000 F zu vet-
kau4en, nicht abet den Pan atiein!

3.19. Zur Abanderung von Artikel 31 des Ge-
setzes: Die Diskriminierung jener Barger,
die nicht Grundbesitzer oder Industrielle
sind, ist abzuschaffen. ("...auxquelles les
proprietaires fonciers et les industriels
domicilies ou forains peuvent 'etre conside-
res avoir interet..n

Um zu verhindern, 	 aus einem lokalen Chauvinismus
heraus, Ubergeordnete Interessen von (eventuell aus-
wartigen) Grundbesitzern oder Industriellen von Kirch
turmpolitikern mit kleinkarierten Argumenten missach-
tet wUrden, war im Gesetz von 1843 vorgesehen, dass
der Innenminister den Gemeinderat erweitern konnte,
um Uber die betreffende Angelegenheit zu debattieren.
Dies stellt heute eine klare Di5kriminierung aller
Gemeindebewohner dar, da es dem Prinzip der Gleich-
heit vor dem Gesetz widerspricht. Ja, die BUrger ha-
ben nicht . einmal die Mbglichkeit, den Gemeinderat zu
zwingen, sich mit ihren Eingaben zu befassen (vgl.§
3.7). Aus diesem Grund gehdrt Artikel 31 des Gemein-
degesetzes einfach abgeschafft.

3.2o. our Abdnderung von Artikel 6o des
Gemeindegesetzes sowie des Artikels6 des
Commodo/ I n c ommodo - Gesetzes nom 16. Juni
1979: In Proporzgemeinden hat die VerOf-
fentlichung in der Presse zu erfolgen, und
die interessierten Anrainer sind direkt zu
informieren.

Hier gilt, was zu § 3.9. schon Uber die absolut not7
wendige Verbesserung des Informationsflusses in den
Gemeinden gesagt wurde. In kleinen Gemeinden mag es
noch Tradition s p in, regelmssig am "Reider" vorbei-
zuschauen bzw. durch das Gesprch im Dorf erfahren,
dass hier oder dort ein neues , Gebaude errichtet wer-
den soll, so dass man gegebenfalls Einspruch erheben
kann. Fast 15o Jahre nach der Vertiffentlichung des
Gemeindegesetzes ist diese Annahme fUr grdssere Ge-
meinden - und das sind zumindest alle Proporzgemein-
den - unrealistisch.

Vie Gemeindevetazatung den Stadt LuxembuAg voLO66ent-
ticht dahet atee MitteUungen bette.66end daz Commodo/
Incommodo-Vet tiahten in den Tageote66e, um betto66e-
nen Antainetn u.a. die Wigtichkeit zu geben, 6ti/st-
gem6146 Einwtuch zu etheben.

In Remeuchen wutde die gepeante Ettichtung eine4
BetonmiAchweAkeis im "BaggeAweihet"- Natuuchutzgebiet
knapp 8 Tage von Abtau6 de/L Eirpsouchispi.bst bekaunt!

3.21. Zum Grossherzoglichen Reglement vom
8.Juni 1979 fiber "Procedure a. suivre
par les administrations relevant de l'Etat
et des communes": Diese Mussvorschrift fur
Staat und Gemeinde ist zu aberwachen.

Kurz vor den Wahlen vom 8.Juni 1979 erliess der da-
malige Justizminister Rob. Krieps ein sehr wichtiges
"Rêglement grand-ducal" zur Aufwertung der Rechte
des BUrgers gegenUber den Verwaltungen von Staat und
Gemeinde.
So macht diese Regelung den Verwaltungen zur Vor-
schrift, unbedingt auf Anfragen der BUrger zu ant-
worten, bzw. die Eingabe an die kompetente Verwal-
tung weiterzugeben. Bei Verwaltungsentscheidungen,
die die Rechte von Drittpersonen berUhren, mUssen
diese rechtzeitig informiert werden, so doss sie
ihre AnsprUche geltend machen ktinnen. Im Falle von
negativen Entscheiden ist den Bittstellern die aus-
fUhrliche BegrUndung inkl. eventueller Gutachten,
mitzuteilen; falls dies ausbleibt, bleibt die Ent-
scheidung dem Rekursrecht unterworfen. Jeder Burger
hat das Recht, das gesamte Dossier einzusehen, das
Uber seine Angelegenheit in der Verwaltung vorliegt
und eventuelle artfremde Dossierteile entfernen zu
lassen.
Die neue Regierung soil zwar an der DurchfUhrbarkeit
dieser Regelung Zweifel hegen. Umso dringender fUr
den Schutz der demokratischen Rechte des BUrgers ist
die Uberwachung der Einhaltung dieser Regeln auf
Staats- und auf Gemeindeebene.

3.22. Ober das vorzulegende Reformprojekt
zum "Neuen Gemeindegesetz Anno 2000" ist
von NATURA -als fungierender Berufs-
kammer ffir Natur- und Umweltschutz- ein
eigenes Gutachten anzufordern.

Sicher muss eine Institution geschaffen werden, wel-
che die Belange der BUrger in Sachen Natur- und Um-
weltschutz rechtlich vertritt. Ob es die NATURA sein
soll, dazu hegt Carlo Hemmer Bedenken:
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"Als MitbegrUnder der NATURA bin ich sehr stolz, dass
sie "fungierende Berufskammer fur Natur- und Umwelt-
schutz" ist, aber trotzdem scheint mir dies gefahrlich.
Wir haben ein Beispiel einer "Privat m organisation, die
als Berufskammer fungiert, die Bauernzentrale, die
in totaler Illegalitat funktioniert und in keiner
Hinsicht dem BUrger Satisfaktion gibt. Durch alle
mdglichen Behandlungsmodalitaten hat die Regierung
dieser Privatorganisation die Funktionen einer Berufs-
kammer Ubertragen, mit dem Resultat, dass die fUhren-
den Leute nach den Prinzipien eines privaten Statuts
bestimmt werden und nicht wie die Mitglieder der Be-
rufskammern im allgemeinen, geheimen Wahlen unter
Kontrolle von Staatsorganen. Das Resultat ist nicht
unanfechtbar.
NATURA kann den Anspruch, Berufskammer zu sein,
nicht stellen, das ware undemokratisch. Sie kann nicht
offizielles Organ sein, das konsultiert werden muss.
Sie soil, durch die Qualitat ihrer Arbeit, einen sol-
chen Einfluss haben, dass ihre Stimme nicht UberhOrt
werden kann. Wir haben den "Conseil Superieur de la
Protection de la Nature", den "Conseil Superieur a
l'Amenagement du Territoire", den "Conseil Superieur
des Sites et Monuments", alles staatlich eingesetzte
Gremien, zu denen NATURA natUrliches Gegengewicht
sein soil, ohne juristischen Anspruch darauf zu er-
heben, gehbrt zu werden."

Schlimm ware es allerdings,wenn die Regierung,wie
angekUndigt,tatsachlich den Umweltorganisationen
wieder das Recht wegnahme, das die vorige Regierung
ihnen im Naturschutzgesetz gewahrt hatte, namlich
Zivilpartei zu ergreifen, falls Natur-und Umweltinte-
ressen berUhrt werden.

Aus den oben angefuhrten Forderungen geht
deutlich hervor, dass auch eine

Reform des Stadtebaugesetzes
vom 12.6.1937 sich aufdrangt.

Folgende Prinzipien sind hierbei zu beach-
ten:
- Verbessertes Mitspracherecht des Gemeinde-

rates und der Burger
- Bessere Information der Gemeinderdte und

der Burger bei der Gemeindeplanung
- BerUcksichtigung der Leitsätze der Landes-

planung des Natur- und Umweltschutzes so-
wie des Denkmalschutzes in der kommunalen
Planung.
Absicherung schUtzenswerter Objekte.

Auf folgende Verwirklichungen legen die
Natur- und Umweltschutzorganisationen be-
sonderen Wert.

A. SCHAFFUNG EINES GESUNDEN WOHNRAUMES
- durch Schaffung von Wohn- und Spielstras-

sen
durch Schaffung von Fussgdnger- und Fahr-
radwegenetzen

- durch Beruhigung des innerartlichen Ver-
kehrs (Umgehungsstrassen, Verbesserung
der Offentlichen Verkehrsmittel)
Aktivierung der Stadt- und Dorfzentren
(FOrderung der Begegnungsstdtten)
durch Granung der Ortschaften
FOrderung des sozialen Wohnungsbaus und
Einddmmung der Bodenspekulation,

B. VERBESSERUNG DER UMWELT UND LEBENSQUALI-
TAET AUF KOMMUNALER EBENE

aktive Politik der Wiederverwertung von:
Glas, Papier, Alte51, Metallen usw.

- Erhaltung einer sauberen Umwelt durch:
- Festsetzung der Verantwortlichkeiten in

Sachen Umweltschutz auf kommunaler Ebe-
ne: z.B. Abfdlle, Lam, usw.

- Bewusstseinbildung der Burger in Schule
und Heim.

- FOrderung des Breitensportes durch zur
Verfagungstellung der Offentlichen Sport-
anlagen an nichtlizenzierte Burger.

PAARROT DIKRECH:

Froen un
d'Kandidate vun de Gemengewahlz

Am Lao vun dene naxte Weint mu,s4t DiA, vitt Veupnie-
che maachen. Et gi vitt £n-'.eh a FuetdeAungen un Tech
geitiicht. Di atteltmeescht, bin net ze soen attoi
matetietten. NatuA. Wann e Potitiket veAspn-dcht
"eppes" ze man, wann ee. Cub °den Vviäi eet: "Si
ha vitt 6in.es gemeet", da mengen se oak-tech Em-
mot mateniett Saachen.

Mik ato PAARROT sin den Menang, datt e Potitikut nEt
nEmmen matniett WEwsch ze ek6E,eten huet, datt hien
och eng Fonm vu Gesetesch4tsenzaien dueutettt an
dueutette muss. Hie muisis tech	 eng Rei Waettet
an det Gezettscha4t asetzen, och wann d Wdetten

at ext&a gepLot sin oden sugun deA MentatitJit vu.
Le,Lt odett eenzetne GAuppen net passen.

Mat deene ptgende Fuen wEtEe melt Tech !zee St/Lack
chdinen. Mijt wEtten	 Tech, a vtaicht oak en Deet
vun de Le-Lt dAop opmienfnam maachen, datt se m".41 Van
de PotitikeA 6o11e veAtaangen	 jurt Matmielteis.
E MEnsch van deem Seitia6ez a WeAtvotteis vettaangt an
etxaant	 gEtt domat gaint. NS PLfill ,sin
komptett, an och net systematesch an et gEtt bestEmmt
och besseA F,L0k. Si si ganz ein liach geduecht at eng
StEmm &meat den Di0Lechet Poputatioun di vun Tech
enwaaAt, &mutt aneum,. och ERZEIER ze gin vun engen.
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